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1. Anlass, Auftrag und Arbeitsweise der Arbeitsgruppe 

Die Bundesregierung und ihre nachgeordneten Bereiche wenden erhebliche Mittel für die Beschaf-

fung von Waren und Leistungen aller Art auf. Die Beschaffungswege und -strukturen sind dabei 

sehr vielfältig (z. B. Einzelbeschaffung, zentrale/dezentrale Beschaffung, Abrufe aus den im Kauf-

haus des Bundes (KdB) bereitgestellten Rahmenvereinbarungen, Abrufe aus dezentral ausgeschrie-

benen Rahmenvereinbarungen). Insofern erschien ein kritischer Blick auf die gewachsene Beschaf-

fungsinfrastruktur lohnenswert.  

Das Bundeskabinett beauftragte am 15. März 2017 das BMF, gemeinsam mit den zuvor ausgewähl-

ten Ressorts BMI, BMVg, BMAS, BMWi, BMEL und BMF eine themenbezogene Haushaltsanalyse 

(sog. Spending Review) zum Thema „Beschaffung standardisierter Massengüter“ durchzuführen. 

Der Ressortauswahl lag die Überlegung zugrunde, die wichtigsten Akteure auf der Beschaffungsseite 

sowie ausgewählte Bedarfsträger einzubinden; zudem sollten die beteiligten Ressorts repräsentativ 

u. a für unterschiedliche Beschaffungsstrukturen sein. Ergänzt wurde diese Expertise durch eine 

umfassende Befragung aller Ressorts (siehe Pkt. 4). Mit diesen Elementen wurde eine gute Grundlage 

dafür geschaffen, dass die Erkenntnisse der AG und die daraus abgeleiteten Empfehlungen einen 

allgemeingültigen Aussagewert für die gesamte Bundesverwaltung erlangen können. 

Als Steuerungs- und ggf. Entscheidungsgremium wurde ein Lenkungsausschuss auf Staatssekretärs-

ebene eingesetzt, der in seiner konstituierenden Sitzung am 28. März 2017 Verfahrensgrundsätze 

festlegte, den konkreten Arbeitsauftrag (s. Anlage) erteilte und eine Arbeitsgruppe einsetzte. 

Der Arbeitsauftrag sah vor, dass die Arbeitsgruppe die Beschaffung standardisierter Massengüter 

und bündelungsfähiger Leistungen insbesondere unter Kosten-Nutzen-Aspekten untersuchen soll-

te. Von Besonderheiten geprägte Beschaffungsprozesse (Rüstung, Baumaßnahmen, Forschung, Gut-

achten, IT) waren dabei ausgeklammert. Die Arbeitsgruppe sollte 

• einen differenzierten Überblick über das relevante Haushaltsvolumen erstellen, das für die 

Beschaffung standardisierter Massengüter und bündelungsfähiger Leistungen verausgabt 

wird, 

• Prozesse und Resultate anhand geeigneter Produkte vertieft untersuchen, 

• auf dieser Basis Ansatzpunkte für Optimierungen herausarbeiten. 

Diese Spending Review zielte somit nicht auf die Generierung unmittelbarer haushälterischer Wir-

kungen. Vielmehr soll die Effizienz des Einsatzes von Haushaltsmitteln erhöht werden. 

Die Arbeitsgruppe konstituierte sich am 11. April 2017 und tagte insgesamt 11 Mal. Sie hat: 

• eine Ressortbefragung entwickelt, verprobt und durchgeführt, um insbesondere den o. g. 

Überblick über Haushaltsvolumina, Beschaffungsstrukturen und -akteure sowie beispielhaf-

te Prozesse und Bewertungen anhand einzelner Produkte zu erlangen,  

• verschiedene Experten eingeladen und mit ihnen diskutiert, um  

o einen Überblick über die Beschaffungswirklichkeit innerhalb und auch außerhalb der 

Bundesverwaltung zu gewinnen, 

o ausgewählte Beschaffungspraktiken vertieft zu eruieren, 
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o Prüfungs- und Untersuchungsergebnisse zu Defiziten der Beschaffungswirklichkeit aus-

zuwerten, 

o best practices kennenzulernen, 

• die existierenden Beschaffungsprozesse betrachtet und diskutiert und 

• Handlungsempfehlungen entwickelt. 

Gesprächspartner waren der Bundesrechnungshof (BRH), die Organisation für wirtschaftliche Zu-

sammenarbeit und Entwicklung (OECD), das Referat IB6 im BMWi (Vergaberecht), die Geschäfts-

stelle des KdB im Beschaffungsamt des BMI (BeschA), die Zentrale Vergabestelle des BMEL (ZV-

BMEL) in der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE), Vertreter des österreichischen 

Bundesministeriums für Finanzen sowie von der österreichischen Bundesbeschaffung GmbH (BBG) 

sowie Prof. Dr. Michael Eßig, Inhaber des Lehrstuhls für Materialwirtschaft und Distribution an der 

Universität der Bundeswehr München. Die Ergebnisse der Gespräche sind in die nachstehenden 

Befunde eingeflossen.  

 

 

2. Ausgangslage und wichtige Entwicklungen im öffentlichen Beschaffungswe-

sen 

2.1. Unklare Datenlage  

Die Bundesverwaltung wendet erhebliche Mittel für die Beschaffung von Waren und Dienstleistun-

gen auf. Hiervon entfällt ein nicht unerheblicher Teil auf standardisierte Massengüter und bünde-

lungsfähige Leistungen. Es existierte bisher aber kein umfassender und valider Überblick über die 

relevanten Volumina. Erste Anhaltspunkte verschaffte sich die Arbeitsgruppe anhand eines BRH-

Berichts aus dem Jahr 2013, der Vergabestatistik nach § 17 der Vergabeverordnung a. F., ausgewähl-

ter Titelgruppen des Bundeshaushalts sowie vorhandener Daten zum Umsatz des virtuellen Kauf-

hauses des Bundes (KdB). Sie musste aber feststellen, dass die vorgefundene Datenbasis im Hinblick 

auf den Arbeitsauftrag unzureichend war und entschloss sich daher, die unten in Abschnitt 4 näher 

beschriebene eigene Erhebung durchzuführen.  

 

2.2. BRH zu den Vorteilen einer zentralisierten Beschaffung 

Für eine erste Bestandsaufnahme der Beschaffungswirklichkeit und -organisation im Bund waren 

die BRH-Berichte aus den Jahren 2009 und 2013 eine gute Ausgangsbasis.1 Der BRH sah mögliche 

Effizienzvorteile einer zentralisierteren Beschaffung standardisierter Massengüter und bündelungs-

fähiger Leistungen sowie eines zentralisierteren Beschaffungswesens aus folgenden Gründen: 

                                                             
1 Bericht an die Bundesregierung nach § 88 Abs. 2 BHO über die Anzahl und Struktur der Vergabe- und Be-
schaffungsstellen in ausgewählten Bundesbehörden (Prüfungsmitteilung vom 19. April 2013 – Gz.: I 5 – 2011 – 
0613) und Querschnittsprüfung - Organisation der Beschaffung von infrastrukturellen Gütern und Dienstleis-
tungen in der mittelbaren Bundesverwaltung (Prüfungsmitteilung vom 8. Juni 2009 – Gz.: VII 5 - 2008 – 0015). 
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• Der erforderliche Sachverstand im Vergaberecht wird an einer Stelle konzentriert. Diese 

Professionalisierung bietet die größere Gewähr für eine korrekte und einheitliche Rechts-

anwendung. 

• Parallel- und Doppelarbeiten werden vermieden. 

• Einheitliche Standards (z. B. Qualität, Erscheinungsbild, Typisierung etc.) werden sicherge-

stellt. 

• Günstigere Beschaffungskonditionen können erzielt werden. 

• Prozesszeiten werden verringert und daraus folgend die Prozesskosten gesenkt. 

• Die strikte Einhaltung des sogenannten „Mehr-Augen-Prinzips“ und die Trennung von 

Planung, Vergabe und haushaltsmäßiger Abwicklung dienen der Korruptionsprävention.  

Diese Empfehlungen hat der BRH in der Arbeitsgruppe nochmals dargestellt und erläutert.  

Im Jahr 2016 hat der BRH in einer weiteren Prüfungsmitteilung die Empfehlung ausgesprochen, 

den Zugang zum KdB für Zuwendungsempfänger, die regelmäßig überwiegend vom Bund finan-

ziert werden, zu öffnen.2 Zur Umsetzung der Empfehlung wurde vom BMI ein Abstimmungsprozess 

auf Ressortebene initiiert. Das alleinige Ziel dieser noch laufenden Abstimmung ist die Neufassung 

der Zugangsbedingungen zum KdB im Hinblick auf die Frage, wer das KdB nutzen darf.  

 

2.3. Entwicklungen im Beschaffungswesen des Bundes 

Die Potenziale zur Verbesserung des Beschaffungswesens hat die Bundesregierung bereits seit Län-

gerem erkannt. So ist der rechtliche und organisatorische Rahmen für öffentliche Beschaffungen in 

Deutschland in den letzten Jahren intensiv diskutiert, reformiert und weiter entwickelt worden. 

Bereits am 10. Dezember 2003 hatte die Bundesregierung ein 7-Punkte-Programm zur Optimierung 

öffentlicher Beschaffungen des Bundes auf der Basis der Informationstechnik beschlossen, unter 

anderem um eine stärkere Zentralisierung der Beschaffungswege zu erreichen durch die umfassen-

dere Nutzung existierender elektronischer Systeme (Dienstleistungsportal des Bundes, E-

Vergabesystem) und die Einrichtung einer virtuellen Bestellplattform KdB für die gesamte Bundes-

verwaltung.  

 

• Kaufhaus des Bundes 

Die elektronische Bestellplattform des KdB ging 2004 an den Start. Sie ermöglicht es Behörden und 

Einrichtungen des Bundes seither, Produkte über elektronische Prozessketten zwischen Vergabe-

stelle, Auftragnehmer und Bedarfsträger zu bestellen. 

Durch den gebündelten Einkauf über Rahmenvereinbarungen können in der Regel günstige Ein-

kaufskonditionen erzielt und interne Prozesskosten eingespart werden, da eine Vielzahl sich wie-

derholender Vergabevorgänge entfällt und die einzelnen Prozesse effizienter gestaltet werden kön-

nen (Lernkurve). Je nach Zuständigkeit ermittelt die jeweils zuständige Zentrale Beschaffungsstelle 

des Bundes im KdB Produkte, die regelmäßig und behördenübergreifend benötigt werden und 

                                                             
2 Prüfung der Zulassung von Zuwendungsempfängern zum Kaufhaus des Bundes (Prüfungsmitteilung vom 
25. Februar 2016 - Gz.: VV 5 - 2015 - 0990). 
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schreibt diese anschließend über die e-Vergabe-Plattform des Bundes aus. Zentrale Beschaffungs-

stellen des Bundes im KdB sind das Beschaffungsamt des BMI (BeschA), die Generalzolldirektion 

(GZD) - Referat DI.B.3, das Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bun-

deswehr (BAAINBw) sowie die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM). 

Für die Koordinierung der Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB ist die Geschäftsstel-

le des Kaufhauses des Bundes (KdB-Geschäftstselle), angesiedelt im Referat Z18 im BeschA, mit 

sechs Mitarbeitern zuständig. Zu ihren Aufgaben gehören die Verwaltung der Rahmenvereinbarun-

gen des Bundes, die Entwicklung einheitlicher Beschaffungsstandards in den Zentralen Beschaf-

fungsstellen des Bundes im KdB, die Abstimmung der Vergabeverfahren der Zentralen Beschaf-

fungsstellen des Bundes im KdB zum Einkauf von Standardprodukten, die Weiterentwicklung der 

elektronischen Bestellplattform, die Beantwortung von Anfragen angeschlossener Behörden und 

interessierter Unternehmen sowie die Öffentlichkeitsarbeit. Der rechentechnische Betrieb der IT-

Plattform des KdB ist im Jahr 2016 auf das Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) überge-

gangen. 

Die KdB-Geschäftsstelle stellte der Arbeitsgruppe detailliert ihre Kommunikationsprozesse mit den 

Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB sowie den KdB-Nutzern dar: 

• Mit den Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB findet jährlich ein Koordinie-

rungsgespräch statt, das dem Austausch zu Produktzuständigkeiten, Zugangskriterien und 

Entwicklungen im KdB dient. Neben diesem Treffen existiert ein regelmäßiger Austausch 

auf Arbeitsebene und bei Bedarf auch zwischen den Zentralen Beschaffungsstellen des 

Bundes im KdB.  

• Den Bedarfsträgern wird ein weitgehend formalisierter und standardisierter Austausch an-

geboten, der, sobald er bei allen Behörden als Standard etabliert ist, wie folgt aussieht: Zur 

Identifikation der Bedarfe und Bündelungspotenziale werden ressortübergreifende Bedarfs-

erhebungen durch die jeweils für die Produktgruppe zuständige Zentrale Beschaffungsstel-

le des Bundes im KdB mit Hilfe des elektronischen Bedarfserhebungstools (BET) durchge-

führt. Das bedeutet, dass die Zentrale Beschaffungsstelle des Bundes im KdB potentielle 

Bedarfe aus auslaufenden Rahmenvereinbarungen sowie Bedarfe, die von den Bedarfsträ-

gern proaktiv an sie herangetragen werden, auf Bündelungsfähigkeit prüft, für die Bedarfs-

erhebung aufbereitet und dann im BET veröffentlicht. Proaktive Bedarfsmeldungen seitens 

der Bedarfsträger sind Produktvorschläge, die an das KdB herangetragen werden, und kon-

krete Beschaffungsaufträge, die bei den Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB, 

ebenfalls über das BET, eingehen. Sobald eine Bedarfserhebung im BET veröffentlicht ist, 

können Bedarfsträger ihre konkreten Bedarfe anmelden und haben die Möglichkeit, zusätz-

liche Anforderungen zu dokumentieren, die angesichts des Massengeschäfts jedoch nur im 

begrenzten Maße berücksichtigt werden können. Im weiteren Prozess werden die Bedarfs-

träger im Rahmen des BET automatisch über den Bearbeitungsstand des jeweils gemeldeten 

Bedarfes informiert.  

Aktuell wird die Bedarfserhebung über das BET auf Seite der Zentralen Beschaffungsstellen 

des Bundes im KdB nur vom BeschA genutzt. Bis BAM, GZD und BAAINBw das BET selbst 

nutzen können, veröffentlicht die Geschäftsstelle des KdB die Bedarfsabfragen aller Zentra-

len Beschaffungsstellen des Bundes im KdB in Form von Excel Tabellen wie bisher im KdB. 
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Auf Seite der Bedarfsträger wird das BET auch noch nicht flächendeckend genutzt, da die im 

Allgemeinen zur Einführung moderner IT-gestützter Instrumente erforderliche Beteiligung 

der Personalvertretungen in vielen Häusern nicht abgeschlossen ist. 3  

• Die Rahmenvereinbarungen des KdB werden in der Regel für einen Zeitraum von drei bis 

vier Jahren geschlossen. Der Austausch mit der Nachfrageseite über ggf. erforderliche Pro-

duktspezifikationen erfolgt im Wesentlichen auf dem Weg der o. g. standardisierten Be-

darfsmeldungen. Ein Austausch außerhalb des BET soll nur in Ausnahmefällen erfolgen. 

• Lieferanten wie Bedarfsträger werden in ausgewählten Produktgruppen vom KdB automa-

tisch über entsprechende neu eingestellte Rahmenvereinbarungen und die diesbezüglichen 

Katalogdaten informiert, sofern sie die entsprechenden Informationen abonniert haben. Die 

Bedarfsträger können Lieferungen und Leistungen aus aktiven Rahmenvereinbarungen 

elektronisch über das KdB und, soweit elektronische Abrufe nicht möglich sind, auch au-

ßerhalb des KdB direkt beim Lieferanten abrufen. Mit den Lieferanten auftretende Probleme 

sollen zwischen dem Bedarfsträger und der jeweils zuständigen Zentralen Beschaffungs-

stelle des Bundes im KdB gelöst werden. 

 

• Ressort- und behördeneigene zentrale Vergabestellen 

Um die Potenziale zentraler Beschaffung für sich besser nutzbar zu machen, verfügen einige Mini-

sterien über ressorteigene zentrale Vergabestellen, die für Vergaben im gesamten Ressort (Ministe-

rium und gesamter Geschäftsbereich) zuständig sind. Andere Ministerien verfügen über behörden-

eigene zentrale Vergabestellen, die für Vergaben in ihren jeweiligen Behörden (z. B. Ministerium, 

nachgeordnete Behörde) zuständig sind. Damit haben sie vielfach diesbezügliche Empfehlungen des 

BRH umgesetzt. Der BRH empfahl zur Optimierung des Beschaffungsprozesses und Realisierung 

möglicher Kostensenkungspotenziale, die Zuständigkeiten im Beschaffungsprozess insbesondere 

zur Reduzierung prozessualer und organisatorischer Redundanzen organisatorisch in einer zentra-

len Vergabestelle der jeweiligen Einrichtung zu bündeln.4 Ressorteigene zentrale Vergabestellen 

schreiben – neben „normalen“ Einzelbeschaffungen - oftmals auch ressorteigene Rahmenvereinba-

rungen (außerhalb des KdB) aus, um den spezifischen Ressortbedarf zu decken, wenn das KdB keine 

passenden Angebote bereithält. Teilweise bündeln sie auch die Ressortbedarfe und rufen Produkte 

zentral für das Ressort aus Rahmenvereinbarungen des KdB ab. 

  

                                                             
3 Für den IKT-Bedarf basiert die Bündelung der Bedarfe außerdem auf den Auswertungen der ex-ante-
Meldungen, die von den Bedarfsträgern an die Zentralstelle IT-Beschaffung im BeschA (ZIB) gemeldet werden 
müssen. Ex-Ante ist eine für ITK-Bedarfe spezielle Form der Bedarfsmeldung die durch den IT-Rat-Beschluss 
Nr. 2017/5 verpflichtend eingeführt wurde. Danach werden alle Bedarfe oder bevorstehenden Eigenvergaben 
der ZIB ex ante gemeldet, um Transparenz herzustellen und gegebenenfalls bestehendes Bündelungspotenzial 
zu heben. 
4 Querschnittsprüfung - Organisation der Beschaffung von infrastrukturellen Gütern und Dienstleistungen in 
der mittelbaren Bundesverwaltung (Prüfungsmitteilung vom 8. Juni 2009 – Gz.: VII 5 - 2008 – 0015), S. 35. 
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Eine weitgehende Zentralisierung und Vereinheitlichung der Beschaffungsverfahren hat die Bun-

desregierung für den IT-Bereich bereits verbindlich geregelt.5  

Die nachgeordneten Behörden von BMF, BMI und BMVg, die im Kontext des KdB als Zentrale Be-

schaffungsstellen des Bundes im KdB tätig sind (GZD, BeschA und BAAINBw), sind zugleich ress-

orteigene zentrale Vergabestellen, die außerhalb des KdB auch nicht standardisierte Produkte für 

ihren Ressortbereich beschaffen. Der Geschäftsbereich BMVg verfügt zudem über drei weitere zent-

rale Vergabestellen (im Sinne des Einkaufs in der Bundeswehr) für spezifische Produktgruppen. Die 

Beschaffungsstelle der BAM im Geschäftsbereich des BMWi ist – neben der Zuständigkeit als Zent-

rale Beschaffungsstelle des Bundes im KdB – lediglich behördeneigene zentrale Vergabestelle. 

Außerhalb dieser Behörden ist z. B. die Zentrale Vergabestelle des BMEL (ZV-BMEL) in der Bundes-

anstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) ein erfolgreiches Beispiel für eine ressorteigene 

zentrale Beschaffungsorganisation. Sie wurde 2005 gegründet und verfügt heute über einen Perso-

nalbestand von 26 Mitarbeiter/-innen. Jährlich werden ca. 400 bis 500 Vergaben (davon ca. 1/6 EU-

weit) durchgeführt. Die ZV-BMEL ist grundsätzlich zuständig für alle Beschaffungen mit einem ge-

schätzten Netto-Auftragswert über 25 Tsd. Euro im Geschäftsbereich des BMEL. Auch die institutio-

nellen Zuwendungsempfänger des BMEL sind verpflichtet, die ZV-BMEL für Ausschreibungen ab 25 

Tsd. Euro (netto) zu nutzen.  

Daneben ist die ZV-BMEL auch für Behörden außerhalb des eigenen Geschäftsbereichs tätig, darun-

ter Bundespräsidialamt, Bundesrat, Bundeskanzleramt, Stiftung Wissenschaft und Politik sowie 

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung. Ressortfremde Kunden werden nicht aktiv gewor-

ben, gleichwohl ist die ZV-BMEL offen dafür, Unterstützung suchenden Behörden zu helfen, etwa 

bei der Durchführung vergaberechtskonformer Beschaffungen, weil z. B. aus personel-

len/wirtschaftlichen Gründen eigenes Vergabe-Know-How nicht in ausreichendem Maße zur Ver-

fügung steht oder nicht vorgehalten werden soll. Das betrifft schwerpunktmäßig kleinere Behörden, 

die auf Grundlage von Dienstleistungsvereinbarungen gegen Entgelt vom Spezialwissen der ZV-

BMEL profitieren können.  

Als entscheidende Erfolgsfaktoren für ihre positive Entwicklung sieht die ZV-BMEL – neben der 

Rückendeckung durch die Leitung des BMEL - die Qualität der eigenen Arbeit sowie die enge und 

ergebnis- bzw. kundenorientiere Zusammenarbeit mit den Fachbereichen/Bedarfsträgern. Die ZV-

BMEL ist seit 2012 zertifiziert nach ISO 9001.  

Zur Qualitätssicherung werden jährliche Bedarfsträgertreffen mit den 23 Organisationen durchge-

führt, die über die ZV-BMEL beschaffen, um über Probleme und aktuelle Themen zu sprechen. Re-

gelmäßige Kundenbefragungen werden genutzt, um Probleme und Verbesserungspotenziale besser 

erkennen und adressieren zu können. Als zusätzlichen Service hat die ZV-BMEL für ihre Kunden 

                                                             
5 Durch den Beschluss der Soll-Konzeption IT-Beschaffungsbündelung des IT-Rats vom 19. Januar 2017 (Be-
schluss 2017/3) wurde festgelegt, dass jedes Ressort als Schnittstelle für die IT-Beschaffung entweder eine 
ressorteigene zentrale Vergabestelle (zuständig für Vergaben im gesamten Ressort, d. h. Ministerium und ge-
samter Geschäftsbereich) oder für alle Behörden jeweils eine behördeneigene zentrale Vergabestellen einrich-
tet. Im Fall einer ressorteigenen zentralen Vergabestelle übernimmt i.d.R. das jeweilige Ministerium die Koor-
dinierung der IT-Bedarfe seines Geschäftsbereichs und vertritt diese IT-Bedarfe gegenüber der ZIB. Die ress-
orteigene zentrale Vergabestelle benennt ggü. der ZIB einen zentralen Ansprechpartner. Im Fall der behör-
deneigenen zentralen Vergabestelle koordiniert jede Behörde des jeweiligen Geschäftsbereichs seine IT-
Bedarfe selbst und benennt jeweils einen zentralen Ansprechpartner ggü. der ZIB. 
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Muster-Formulare als Orientierungshilfe bei Vergaben unterhalb der Schwelle von 25 Tsd. Euro 

erstellt, diese mit ausführlichen Erläuterungen versehen und zur freiwilligen Nutzung an die Hand 

gegeben. 

In der Praxis wird auf eine enge und unmittelbare Zusammenarbeit mit den Fachberei-

chen/Bedarfsträgern in allen Phasen des Vergabeverfahrens großer Wert gelegt, wobei die ZV-

BMEL stets auch auf die Einhaltung der rechtlichen Maßgaben achtet. 

 

• Digitalisierung von Beschaffungsprozessen 

Über die Verbesserung der Beschaffungsorganisationen hinaus verfolgt die Bundesregierung eine 

Reihe von Querschnittsaktivitäten zur Verbesserung von Beschaffungsprozessen, insbesondere 

durch die Nutzung der Potenziale der Digitalisierung. Diese Aktivitäten werden im Rahmen des 

Projekts E-Beschaffung auf interministerieller Ebene begleitet. Ziel ist dabei insbesondere die Schaf-

fung eines durchgängig elektronischen Beschaffungsprozesses von der Bestellung über die Liefe-

rung bis zur Abrechnung.  

Zu den etablierten und kontinuierlich weiterentwickelten elektronischen Serviceangeboten des 

Bundes gehören 

• das Online-Portal „e-Vergabe“,  

• der Web-Service „Angebotsassistent“ (AnA), 

• die EU-weit standardisierte Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE), 

• der Daten- und Austauschprozessstandard „XVergabe“, 

• das webbasierte „Bedarfserhebungstool“ (BET) und 

• die Online-Bestellplattform „KdB“. 

Im „E-Beschaffungsportal“ sollen zukünftig Fachkomponenten und Funktionalitäten eines digita-

len Beschaffungsprozesses für die Bundesverwaltung querschnittlich bereitgestellt werden.  

Mit dem Projekt „eRechnung“ werden künftig die in der E-Rechnungsverordnung des Bundes fest-

gelegten Vorgaben zum Empfang und zur Bearbeitung elektronischer Rechnungen umgesetzt. 

Kernelement ist die Bereitstellung eines zentralen eRechnungseingangsportals des Bundes durch 

das ITZBund mit entsprechenden Schnittstellen für die etablierten (ERP-) Systeme des Bundes. Die 

Realisierung erfolgt als Querschnittsdienst im Programm „Gemeinsame IT-Bund“. 

Der Evaluierungsbericht 2016 zum Regierungsprogramm „Digitale Verwaltung“ hat weitere Verbes-

serungspotentiale auf dem Gebiet der Beschaffung identifiziert, u. a. bei der Inanspruchnahme von 

Unterstützungssystemen (z. B. ERP- und Vergabemanagementsysteme).6  

 

• Bündelung der IT-Beschaffung 

Das Grobkonzept zur IT-Konsolidierung Bund (Kabinettsbeschluss vom 20.05.2015) sieht u. a. vor, 

die IT-Beschaffung der unmittelbaren Bundesverwaltung weiter zu bündeln und qualitativ zu ver-

bessern. Die Umsetzung des Kabinettbeschlusses wurde mit der Verabschiedung der Soll-

                                                             
6 Digitale Verwaltung 2020 – Evaluierungsbericht 2016, BT-Drucksache 18/12512. 
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Konzeption zur IT-Beschaffungsbündelung durch den IT-Rat und der Einrichtung der Zentralstelle 

für IT-Beschaffung im BeschA (ZIB) bereits in Angriff genommen. Diese und andere Initiativen der 

Bundesregierung weisen nur kleinere Schnittmengen mit dem Aufgabenkatalog der Spending Re-

view (standardisierte Massengüter und bündelungsfähige Leistungen) auf, so dass sie auftragsgemäß 

nicht näher untersucht wurden. 

 

3. Qualitative Ansätze zur Weiterentwicklung des Beschaffungswesens des Bun-

des 

Die Arbeitsgruppe hat internationale Entwicklungen im öffentlichen Beschaffungswesen betrachtet 

und wissenschaftliche Expertise auf diesem Feld gehört und diskutiert. Sie hat zudem eine eigene 

Prozessanalyse anhand des Beispiels der Beschaffung von Weißwandtafeln (Whiteboards) vorge-

nommen. Die wesentlichen Erkenntnisse sind nachfolgend dargestellt. 

 

3.1. Internationale best practices in der öffentlichen Beschaffung  

Vertreter der OECD erläuterten der Arbeitsgruppe die „OECD Recommendation of the Council on 

Public Procurement“7 mit ihren zwölf Prinzipien/Empfehlungen zum öffentlichen Beschaffungswe-

sen und die weiterführende OECD Public Procurement Toolbox8. Sie stellten bisherige OECD-

Untersuchungen auf diesem Themengebiet vor (u.a. Korea und Chile) und diskutierten mit der Ar-

beitsgruppe über best practices und gute Erfahrungen im Hinblick auf effiziente Beschaffungsstruk-

turen im internationalen Vergleich, auch im Hinblick auf ihre Review zum öffentlichen Beschaf-

fungswesen in Deutschland. Die Diskussion zeigte unter anderem:  

• Bedarfsbündelungen und zentralisierte Beschaffungsprozesse weisen Vor- und Nachteile 

auf, so dass eine Abwägung zwischen Aufwand und Nutzen sinnvoll ist. 

• Die Nutzung von zentralen Beschaffungswegen kann eine treibende Kraft für wirtschaftli-

che Beschaffungen sein. 

• Die Bündelung von Bedarfen kann Einfluss auf den Markt und die Marktchancen von KMU 

haben. 

• Elektronische Plattformen können ein Motor für Transparenz, Vergleichbarkeit, Standardi-

sierung und Produktivität sein. 

• In vielen Ländern ist ein Wandel weg von administrativer hin zu strategischer Beschaffung 

zu beobachten, bei der neben der Bedarfsdeckung auch auf weitere „strategische“ Ziele (z. B. 

langfristig wirtschaftliche Bedarfsdeckung, Nachhaltigkeit, soziale Ziele, Innovation, Mittel-

standsförderung) Berücksichtigung finden. 

• Die Anwendung von Kosten-Nutzen-Analysen gewinnt zunehmend an Bedeutung, auch im 

Hinblick auf die Verfolgung von „strategischen“ Zielen. 

                                                             
7 http://www.oecd.org/gov/ethics/OECD-Recommendation-on-Public-Procurement.pdf. 
8 http://www.oecd.org/governance/procurement/toolbox. 
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In einer weiteren AG-Sitzung zum Ende der Spending Review erläuterten die Vertreter der OECD 

den Stand und die vorläufigen Untersuchungsergebnisse ihrer Review zum öffentlichen Beschaf-

fungswesen in Deutschland: Der rechtliche Rahmen in Deutschland sei vorbildlich geregelt („best in 

class“), gerade im Hinblick auf die Möglichkeit zur Berücksichtigung von strategischen Zielen (z. B. 

Nachhaltigkeit). Verbesserungsmöglichkeiten bestünden u. a. bei Training und Ausbildung und bei 

der Datenlage. Wie viel Zentralisierung von Beschaffung sinnvoll sei, könne nicht allgemeingültig 

gesagt werden, es gäbe weltweit verschiedene Modelle und Systeme der Zentralisierung. Die Freiwil-

ligkeit bei der Nutzung zentraler Beschaffungswege wie in Deutschland sei im internationalen Ver-

gleich auch noch in wenigen anderen Ländern vorzufinden, häufiger seien jedoch andere Modelle 

anzutreffen. Dem KdB käme bei den Anstrengungen zur weiteren Zentralisierung des Beschaf-

fungswesens eine wichtige Rolle zu. Dies sei derzeit noch zu wenig sichtbar. Um den Nutzeranforde-

rungen besser entsprechen zu können, seien eine verbesserte Kommunikation und strukturierte 

Bedarfsabfragen erforderlich. Durch die genannten Maßnahmen ließen sich Effizienzsteigerungen 

erreichen und strategische Ziele besser umsetzen. 

 

3.2. Reformbeispiel Österreich 

Ein Vertreter des Bundesministeriums für Finanzen und ein Vertreter der österreichischen Bundes-

beschaffung GmbH (BBG) stellten der Arbeitsgruppe die Beschaffungsreform in Österreich vor. 

Auf Beschluss der österreichischen Bundesregierung wurde 2001 per Gesetz die BBG mit dem Ziel 

gegründet, die Nachfragemacht des Bundes zu bündeln und bestmögliche Einkaufskonditionen zu 

erzielen. Die Finanzierung der BBG erfolgt durch den Bund (abzüglich eigener Einnahmen der BBG). 

Neben der Senkung von Einkaufspreisen soll insbesondere auch der Verwaltungsaufwand der Res-

sorts durch Bündelung der Beschaffungsvorgänge aller Bundesdienststellen für ausgewählte geeig-

nete Produktgruppen gesenkt werden. Die Bundesdienststellen wurden schrittweise rechtlich ver-

pflichtet, standardisierte Güter und Leistungen - mit einigen wenigen Ausnahmen - über die BBG zu 

beschaffen. In einer ersten Etappe wurde dies ab 2001 zunächst für acht große Produktgruppen (z. B. 

Stromverträge, Fahrzeuge) realisiert. Kriterien für die Auswahl der Produktgruppen waren leichte 

Umsetzbarkeit und ein hohes Einsparpotenzial. In einer zweiten Etappe folgten 2002 weitere 19 

Produktgruppen.  

Zur Erhöhung der Akzeptanz der Reform der Bundesbeschaffung wurde den Ressorts seinerzeit 

zugestanden, dass 50% der erzielten Einsparungen in ihrem Geschäftsbereich verbleiben und nur 

50% dem Gesamthaushalt zu Gute kommen sollte. Allerdings erwies sich die Quantifizierung der 

realisierten Einsparungen als äußerst schwierig. Die Zahl der Beschäftigten in den Beschaffungsstel-

len ist seither nicht zurück gegangen, allerdings hat sich ihr Aufgabenspektrum hin zur strategi-

schen Planung der Beschaffungsbedarfe im jeweiligen Ressort verschoben, so dass ein Qualitätsge-

winn bei den Beschaffungsprozessen stattgefunden hat. Die Ressorts dürfen weiterhin Güter und 

Leistungen selbst beschaffen, wenn dies günstiger als über die BBG möglich ist. Die über die BBG 

erzielen Preise haben damit Benchmark-Charakter in der Bundesverwaltung. 

Die vollständig im Eigentum des Bundes stehende BBG hat seit ihrer Gründung ihren Personalbe-

stand sukzessive auf 104 Mitarbeiter aufgestockt (davon 60 Mitarbeiter im Einkauf sowie Personal 

für IT, Beratung, Vertrieb). Die BBG führte im Jahr 2016 über 200 Ausschreibungen durch. Ihren 
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Kunden stehen knapp 600 Rahmenvereinbarungen bzw. -verträge mit rd. 1,4 Mio. Produkten und 

Dienstleitungen in zwölf Produktfamilien – von IT bis Reinigung – zur Verfügung. Das Abrufvo-

lumen aus Rahmenvereinbarungen belief sich in 2016 auf 1.338 Mio. Euro, davon 578 Mio. Euro von 

Einrichtungen des Bundes und 760 Mio. Euro von Drittkunden. Für die Bereitstellung ihrer Produk-

te setzt die BBG ausschließlich auf E-Procurement Lösungen.  

Im Rahmen einer Gesetzes-Novelle wurde die BBG ermächtigt, neben ihrer Tätigkeit als zentrale 

Beschaffungsstelle für die Bundesdienststellen, auch für Drittkunden tätig zu werden. Zu den Dritt-

kunden gehören Länder und Gemeinden, ausgegliederte Einrichtungen von Bund, Ländern und 

Gemeinden, Kunden aus dem Gesundheitsbereich sowie Universitäten und Fachhochschulen. Sie 

müssen für die Inanspruchnahme der Leistungen ein Entgelt an die BBG zahlen. Der Anteil der 

Drittkunden ist in den letzten Jahren stetig angestiegen. Die BBG verfolgt das Ziel, sich in den Folge-

jahren vollständig selbst, d. h. ohne Bundeszuschüsse, zu finanzieren.  

Bei der Umsetzung ihrer strategischen Zielsetzungen beim Einkauf setzt die BBG auf den Wissens-

dreiklang „Wir kennen den Markt - Wir kennen unsere Kunden - Wir kennen das Vergaberecht“. 

 

3.3. Aktuelle Erkenntnisse aus der Wissenschaft 

Auch aktuelle Erkenntnisse aus der Wissenschaft fanden Eingang in die Arbeit der AG. Prof. Dr. Mi-

chael Eßig von der Universität der Bundeswehr, München, führte aus, dass der Beschaffungsprozess 

deutlich mehr umfasst als nur die reine Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung. Bedarfsmanage-

ment und Bedarfsforschung seien zunehmend wichtig und hätten einen wesentlichen Anteil an der 

Kosten-/Leistungsbeeinflussung. Diese Faktoren würden von der öffentlichen Hand derzeit ver-

gleichsweise wenig betrachtet, sollten in Zukunft aber an Bedeutung gewinnen. 

Öffentliche Beschaffungen seien gerade in Deutschland häufig stark auf den Einkaufspreis fixiert 

und vergleichsweise weniger auf das insgesamt wirtschaftlichste Angebot. Die starke Fokussierung 

auf den Preis birgt die Gefahr langfristig unwirtschaftlicher Beschaffungen, wenn Leistung und 

Service, Prozess- und Folgekosten unzureichend berücksichtigt sind.9 Nachhaltigkeit und Wirt-

schaftlichkeit stünden nicht im Widerspruch zueinander, wenn einem höheren Anschaffungspreis 

z. B. eine längere Nutzungsdauer des Produkts gegenüberstehe. Bei Nachhaltigkeits- und Innovati-

onszielen sei es meist sinnvoll, diese nicht – wie in Deutschland häufig üblich - in der Leistungsbe-

schreibung sondern in den Zuschlagskriterien abzubilden. Auf diese Weise werde auch für die An-

bieter transparent, dass Kosten und Nutzen von sogenannten „strategischen“ Zielen in einem ange-

messenen Verhältnis zueinander stehen müssen. 

                                                             
9 So kam eine 2008 im Auftrag des BMWi erarbeitete Studie zu dem Ergebnis, dass die durchschnittlichen Ver-
fahrenskosten von Vergabeverfahren für öffentliche Auftraggeber je nach Verfahrensart durchschnittlich 
zwischen 2.300 Euro und 4.341 Euro liegen. Vgl. Rambøll Management GmbH, Institut für Mittelstandsfor-
schung Bonn und Leinemann & Partner Rechtsanwälte: „Kostenmessung der Prozesse öffentlicher Liefer-, 
Dienstleistungs- und Bauaufträge aus Sicht der Wirtschaft und der öffentlichen Auftraggeber“, S. 69.  
http://www.forum-vergabe.de/fileadmin/user_upload/Dokumente_fuer_die_News/Endbericht_BMWi-
Vergabe__Ramboell-Gutachten_.pdf. 
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Bei den Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu großen und langfristigen Investment-

Entscheidungen sollen die Lebenszykluskosten eine besonders wichtige Rolle spielen. Dies sei auch 

zunehmend der Fall, wenngleich weiterhin erhebliche Ausbaupotenziale bestünden. 

Bei der Beschaffung standardisierter Massengüter und bündelungsfähiger Leistungen sei gegenüber 

dem Preis häufig eine stärkere Berücksichtigung der Aspekte Produktqualität, Folgekosten und Pro-

zesskosten geboten. Hier seien Lösungen gefragt, wie dies in der Praxis rechtssicher erreicht werden 

kann. Standardisierung, Professionalisierung und Konzentration von Vergabe-Know-How sollen 

dabei als Ansätze weiter verfolgt werden. Die Pflicht zur e-Vergabe und die weitestgehende Auto-

matisierung operativer Aufgaben könnten Ressourcen freisetzen für strategische Aufgaben, wie z. B. 

eine bessere Spezifikation der Qualitätsanforderungen in den Ausschreibungsunterlagen, Bedarfs-

management-, und Beschaffungsmarktforschung.  

Strategische Beschaffung dürfe nicht auf die Ziele Nachhaltigkeit, Innovation und Mittelstand redu-

ziert werden. Vielmehr müsse strategische Beschaffung umfassend gedacht werden und vor allem 

auf eine langfristig wirtschaftliche Bedarfsdeckung abzielen. 

Ein Umdenken weg von rein preisorientierter hin zu strategischer lebenszyklusorientierter öf-

fentlicher Beschaffung habe bereits begonnen und werde angesichts steigender Anforderungen an 

die öffentliche Hand in Zukunft weiter an Bedeutung gewinnen. Der Gesetzgeber hat im Rahmen 

der Vergaberechtsnovellierung die Einbeziehung strategischer Ziele bei der Beschaffung umfassend 

gestärkt und somit den veränderten Anforderungen Rechnung getragen. Von daher bestünde in 

Deutschland kein Regulierungsdefizit, sondern in erster Linie ein Implementierungsdefizit. Es 

gelte, wirtschaftliche Ziele und strategische Ziele der Beschaffung miteinander in Einklang zu brin-

gen. Ein strategisches und wirtschaftliches öffentliches Beschaffungswesen soll folgende Anforde-

rungen erfüllen:  

• Etablierung eines Chief Procurement Officers (CPO) der Bundesregierung und/oder eines 

Verantwortlichen für die Vergabeverfahren in jedem Ressort. 

• Stärkere Vernetzung: Vom Bund selbst organisierte Kommunikations- und Austauschplatt-

formen für die Beschaffer. 

• Bewusste Entscheidungen für oder gegen die Bündelung von bestimmten Produk-

ten/Produktgruppen im Spannungsfeld zwischen Kundennähe und Standardisierung. 

• Ausreichende Ressourcen: Wo produktbezogen sinnvoll, Bündelung und Automatisierung 

von Bedarfen zur Entlastung von Routinetätigkeiten, um Zeit für Bedarfsermittlung, Be-

darfsmanagement und Markterkundung zu gewinnen. 

• Elektronische und automatisierte Vergabe muss zum selbstverständlichen Standard werden. 

• Konzentration von Prozessen und Know-How, um durch Standardisierung und Professio-

nalisierung bessere Beschaffungsergebnisse zu erreichen. 

Wünschenswert seien darüber hinaus: 

• Bereitstellung von Werkzeugen (Tools) für die Umsetzung, z. B. Berechnungstools für Le-

benszyklus-Betrachtungen, Muster-Ausschreibungen. 

• Etablierung von Karrierepfaden und klaren Berufsbildern („Beschaffer“, „Vergabeberater“) 

im Bereich der öffentlichen Beschaffung. 
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• Innovationsoffenheit und Fehlertoleranz. 

 

3.4. Exemplarische Prozessanalyse am Beispiel der Beschaffung von Whiteboards 

Für einen tieferen Einblick in die Beschaffungsprozesse hat die Arbeitsgruppe den konkreten Pro-

zess der Beschaffung von Weißwandtafeln (Whiteboards) in einem Ressort exemplarisch näher be-

trachtet und der Beschaffung über das KdB gegenüber gestellt.  

Ausgehend von einem bestehenden und haushalterisch freigegebenen Bedarf prüft die Vergabestel-

le bei einer Beschaffung immer zuerst, ob das zu beschaffende Produkt im KdB verfügbar ist. Wenn 

dies der Fall ist, wird die Beschaffung im Regelfall über das KdB abgewickelt. Für den Fall, dass das 

KdB-Produkt die benötigten Standards oder qualitativen Anforderungen nicht erfüllt, wird eine 

dezentrale Beschaffung durchgeführt. Dies galt für die Weißwandtafeln, so dass sich das Ressort 

entschlossen hatte, sie auf dem freien Markt zu beschaffen. 

Als im KdB ein neuer Vertrag angeboten wurde, wurde das neue KdB-Whiteboard bei einer Teststel-

lung mit dem Produkt aus der dezentralen Beschaffung verglichen. Beim Test beider Tafeln wurde 

festgestellt, dass das im KdB angebotene Whiteboard nicht den Qualitätsanforderungen des Nutzers 

entsprach, insbesondere die Nutzung mit einem höheren Montageaufwand verbunden war und 

auch der Anschaffungspreis höher war als bei einem außerhalb des KdB angebotenem Whiteboards.  

Letztlich war für das Ressort nach dem Test beider Tafeln - neben dem günstigeren Kaufpreis und 

dem geringeren Montageaufwand - die Anwenderzufriedenheit ausschlaggebend für die Beschaf-

fung der benötigten Whiteboards außerhalb des KdB. 

Prozesskosten bei der Beschaffung der Whiteboards wurden nicht in die Analyse einbezogen, da 

diese sowohl auf Seiten des Ressorts als auch auf Seiten des KdB nicht exakt ermittelbar waren. Es 

wurde jedoch deutlich, dass bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit dezentraler Beschaffungen 

der Verwaltungsaufwand stärker berücksichtigt werden soll.  

Eine strukturierte oder formalisierte Diskussion über die wünschenswerten zusätzlichen Spezifika-

tionen der Whiteboards zwischen der im KdB zuständigen Zentralen Beschaffungsstelle des Bun-

des im KdB und dem Ressort fand nicht statt. Auch war für das Ressort nicht deutlich, wie es im 

Vorfeld (z. B. bei der Bedarfsabfrage) seine Anforderungen in den Prozess hätte einbringen können.  

Der Beschaffungsprozess im KdB beginnt mit der Identifikation der Bedarfe. Nach einer Markter-

kundung (z. B. durch Internetrecherche, Katalogrecherche, Messebesuche) wird eine Bedarfserhe-

bung geplant und durchgeführt, um die Bedarfe qualitativ und quantitativ zu erfassen. Wegen der 

Vielzahl von Nutzern ist eine Teststellung und Beteiligung der Nutzer an der Spezifikation der An-

forderungen gegenwärtig nicht Praxis. Vielmehr erfolgt aufgrund der vermuteten wesentlichen 

Anforderungen eine gewisse Vorfestlegung von Spezifikationen, die dann mit der Möglichkeit der 

Rückmeldung insbesondere zum voraussichtlichen Bedarfsvolumen bei den Bedarfsträgern abge-

fragt werden. Nach Sichtung und Auswertung der Rückmeldungen erfolgt dann die Durchführung 

der Vergabe.  
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Die Prozessanalyse hat gezeigt, dass 

• Beschaffungsvorgänge Arbeitsaufwand und Prozesskosten verursachen, 

• Prozesskosten bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit dezentraler Beschaffungen stärker 

berücksichtigt werden sollten, 

•  insbesondere eine Weiterentwicklung der Kommunikation zwischen den Zentralen Be-

schaffungsstellen des Bundes im KdB bzw. dem KdB und den Bedarfsträgern über erforder-

liche Produktspezifikationen erforderlich ist, um die wünschenswerte Nutzung des KdB zu 

optimieren und zu verbessern.  

 

 

4. Bestandsaufnahme im Bundesbereich 

Die Arbeitsgruppe hat die vorgefundene Datenbasis zum Anlass genommen, eine eigene Erhebung 

durchzuführen, um ein präziseres Bild von der Beschaffung standardisierter Massengüter und bün-

delungsfähiger Leistungen in den Behörden der Bundesverwaltung zu gewinnen.  

 

4.1. Ziele und Design der Erhebung 

Zur Aufbereitung der Datenlage im Hinblick auf standardisierte Massengüter und bündelungsfähige 

Leistungen führte die Arbeitsgruppe eine eigene Erhebung unter 16 Bundesministerien und 75 „Ka-

pitel-Behörden“10 und den vier Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB durch. Diese 

umfasste drei inhaltliche Schwerpunkte: 

• Ein Teil der Fragen zielte darauf, die o. g. Quantifizierungslücken zu schließen, z. T. für Be-

schaffungen standardisierter Güter insgesamt, z.T. für die vertieft zu betrachtenden Produk-

te bzw. Produktgruppen. 

• Ein weiterer Teil der Fragen zielte auf die Generierung konkreter Informationen über die 

Beschaffungswirklichkeit und insbesondere die Beschaffungsorganisation. 

• Ein dritter Teil zielte darauf, Informationen über die subjektive Zufriedenheit mit Prozessen 

und Ergebnissen von Beschaffungsstrukturen zu erlangen. 

Ziel der Befragungen war es, eine valide Beantwortung der im Arbeitsauftrag enthaltenen Fragestel-

lungen (s. Anlage) mit aktuellen Daten zu ermöglichen. Dabei wurden auch die Umsätze im KdB für 

das Jahr 2016 vollständig erhoben. 

 

  

                                                             
10 Behörden wurden befragt, soweit diese über ein eigenes Kapitel im Bundeshaushalt („Kapitel-Behörden“) 
und über mindestens 100 Stellen lt. Stellenplan 2017 verfügen. Verfassungsorgane (z. B. Bundesrat, Bundestag), 
Einrichtungen der mittelbaren Bundesverwaltung sowie Unternehmen mit Bundesbeteiligung waren von der 
Betrachtung ausgenommen. Sofern für ein Kapitel keine bestimmte Behörde sondern ein Verwaltungsbereich 
angegeben ist, wurden grundsätzlich alle dazugehörigen Behörden / Verwaltungseinheiten (einschließlich 
ihrer Dienststellen) in die Betrachtung einbezogen.  
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4.2. Abgrenzungen und Definitionen 

Die Arbeitsgruppe verständigte sich darauf, unter „standardisierten Massengütern und bündelungs-

fähigen Leistungen“ Produkte (Waren oder Dienstleistungen) zu verstehen, die folgende Eigenschaf-

ten haben:  

• Das Produkt ist beschreibbar im vergaberechtlichen Sinne, 

• an dem Produkt besteht ein wiederkehrender/dauerhafter Bedarf, 

• der Bedarf liegt ressortübergreifend vor, 

• eine Bedarfsprognose nach Menge und Zeit ist möglich, 

• der Bedarf erlaubt mit Blick auf die Verfahrensdauer der Beschaffung einen Vorlauf zur 

Bedarfsdeckung von mindestens einem Jahr. 

Von der Betrachtung ausgenommen waren Produkte aus den Bereichen IT, Rüstung, Baumaßnah-

men, Liegenschaften, Forschung und Gutachten. Fahrzeuge waren nur Gegenstand der Betrachtung, 

soweit es sich um Serienmodelle handelte (keine Spezialanfertigungen, keine sondergeschützten 

PKW). Zu den standardisierten Massengütern und bündelungsfähigen Leistungen zählten insbeson-

dere die Produktkategorien, die auch im KdB zur Anwendung kommen (ohne die Produktgruppen 

Informationstechnik und Beratungsdienstleistungen). In die Betrachtung wurden nur Beschaffun-

gen einbezogen, die 2016 aus Mitteln des Bundeshaushalts bezahlt wurden (ex-post-Betrachtung).  

Für die Zwecke der Spending Review verständigte sich die Arbeitsgruppe auf die Verwendung fol-

gender Definitionen:  

Ressort: ein Ministerium und der ihm nachgeordnete Bereich, 

Beschaffungen: Einzelaufträge und Abrufe aus Rahmenvereinbarungen, 

Beschaffungswege: 

- Einzelaufträge, die in der Behörde organisatorisch dezentral vergeben werden, 

- Einzelaufträge, die in der Behörde oder im Ressort durch eine zentrale Stelle vergeben wer-

den (z. B. spezialisierte Referate für die Vergabe bestimmter Leistungen, z. B. Büromaterial), 

- Abrufe aus Rahmenvereinbarungen des Ressorts, 

- Abrufe aus Rahmenvereinbarungen über das KdB, 

- Sonstige (z. B. Abrufe aus ressortübergreifenden Rahmenvereinbarungen außerhalb des 

KdB). 

Vergabestelle: organisatorische Einheiten (z. B. Referat), die öffentliche Aufträge im Sinne des § 103 

Abs. 1 GWB (d. h. entgeltliche Verträge zwischen öffentlichen Auftraggebern und Unternehmen 

über die Beschaffung von Leistungen, die u. a. die Lieferung von Waren oder die Erbringung von 

Dienstleistungen zum Gegenstand haben) vergeben oder Abrufe aus Rahmenvereinbarungen täti-

gen,  

Preise: Produktpreise (brutto). 

Um den Aufwand für die befragten Ressorts, aber auch für die Auswertung handhabbar zu halten, 

erfolgte eine vertiefte Betrachtung von Beschaffungsprozessen im Rahmen des Fragebogens exemp-

larisch anhand ausgewählter Produkte und Produktgruppen.  
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4.3. Untersuchungsergebnisse im Hinblick auf die Beschaffung in der Bundesverwaltung 

Die befragten 75 Behörden (einschließlich der Ministerien) beschafften in 2016 standardisierte Mas-

sengüter und bündelungsfähige Leistungen im Wert von rd. 1,45 Mrd. Euro. Davon entfielen gut 

zwei Drittel auf den Geschäftsbereich des BMVg. Mehr als die Hälfte des Beschaffungsvolumens 

wurde über Einzelaufträge realisiert, jedoch nur 16% über das KdB und 31% über Rahmenvereinba-

rungen der Ressorts. (vgl. Abbildung 1)  

Abbildung 1: Wege der Beschaffung, Gesamtvolumen 2016: rund 1,45 Mrd. EUR 

 

 

Es ist wahrscheinlich, dass das gesamte Beschaffungsvolumen der Bundesverwaltung für standardi-

sierte Massengüter und bündelungsfähige Leistungen deutlich über dem hier ermittelten Wert von 

rd. 1,45 Mrd. Euro liegt, denn die Befragung richtete sich lediglich an die 75 größten Kapitel-

Behörden und nicht an alle Behörden und Einrichtungen des Bundes, vgl. auch die Erläuterungen in 

Abschnitt 4.1.  

In 70 Kapitel-Behörden wurden 117 zentrale und über 283 dezentrale Beschaffungseinheiten für 

die Beschaffung von standardisierten Massengüter und bündelungsfähigen Leistungen genutzt. 

Hinzu kommt außerdem der sehr große Geschäftsbereich des BMVg, der über rund 900 dezentrale 

und vier zentrale Vergabestellen verfügt.11 Drei weitere Behörden sind in der Auswertung nicht er-

fasst, da sie keine oder unplausible Angaben gemacht haben. 

Vier Behörden nutzen ausschließlich dezentrale und 38 Behörden ausschließlich zentrale Beschaf-

fungseinheiten. 28 Behörden nutzen sowohl zentrale als auch dezentrale Beschaffungseinheiten.  

Die Befragungsergebnisse zeigen, dass über 1.300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in unterschied-

licher Intensität mit der Beschaffung von standardisierten Massengütern und bündelungsfähigen 

                                                             
11 Im Rahmen eines Projekts untersucht das BMVg aktuell Möglichkeiten zur alternativen Ausgestaltung des 
Einkaufs in der Bundeswehr. 
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Leistungen befasst sind.12 Teilweise führen die betroffenen Personen nur wenige Beschaffungsvor-

gänge im Jahr durch. Die Ausgangsvermutung, dass aktuell eine unübersichtliche, differenzierte und 

vielfältige Struktur unterschiedlicher Beschaffungsmodelle existiert, wird durch die Befragungser-

gebnisse bestätigt.  

Die befragten Kapitel-Behörden haben die einzelnen Beschaffungswege anhand einiger Kriterien 

beurteilt, s. Abbildung 2. Dabei fällt besonders auf, dass bei Einzelvergaben eine deutlich überdurch-

schnittliche Beanspruchung von Kapazitäten für vergaberechtliche Fragen gesehen wird. 

Abbildung 2. Antworten auf die Frage: „Wie beurteilen Sie auf Grundlage Ihrer Erfahrung folgende As-

pekte bei den verschiedenen Beschaffungswegen? (1=wenig ausgeprägt, 5= stark ausgeprägt) 

 

Etwa zwei Drittel der befragten Behörden haben einen zentralen Ansprechpartner für Fragen zu 

Beschaffungen über das KdB benannt. Das restliche Drittel gab an, entweder gar keinen oder mehre-

re Ansprechpartner dafür zu haben. 

„Strategischen“ Aspekten der Beschaffung wurde eine unterschiedliche Bedeutung beigemessen, 

wobei die meisten Angaben um die mittleren Werte der vorgegebenen Skala schwanken. Umwelt-

bezogenen Aspekten wurde im Durchschnitt eine etwas größere Bedeutung beigemessen (s. Tabelle 

1). Einige Behörden haben ergänzend angemerkt, dass die abgefragten spezifischen Aspekte in der 

Regel nachranging gegenüber dem eigentlichen Zweck der Beschaffung angesehen werden. Im Vor-

dergrund sollten die Qualität und das Preis-/Leistungsverhältnis stehen. Teilweise seien die genann-

ten Aspekte in Ausschreibungen schwierig zu bewerten. 

  

                                                             
12 Ohne Geschäftsbereich BMVg. 
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Tabelle 1: Bedeutung „strategischer“ Aspekte für Beschaffungsvorgänge  

Aspekt/Anzahl  Sehr geringe Bedeutung  ←o→ Sehr große Bedeutung Weiß Mittel-

wert 

 1 2 3 4 5 nicht  

Umweltbezogene Aspekte 0 5 26 31 12 1 3,7 

Innovation 4 17 17 27 5 5 3,2 

Soziale Aspekte 4 10 35 20 3 3 3,1 

 

Zu exemplarisch ausgewählten Produkten bzw. Produktgruppen wurden die Kapitel-Behörden 

gefragt, ob Sie das KdB als Bezugsquelle nutzen. Das Ergebnis (s. Abbildung 3) zeigt, dass zwei Drittel 

der Behörden das KdB im Bedarfsfall genutzt haben.13 Es zeigt sich, dass das KdB auch mit stark 

standardisierten Produkten wie z. B. Büromaterial oder Briefversand längst nicht alle Behörden er-

reicht. Unzufriedenheit mit dem KdB wurde dafür nur sehr selten als Grund angeführt. Vielmehr 

wurde in den meisten Fällen eigene Rahmenvereinbarungen oder Einzelbeschaffungen als Begrün-

dung angegeben.  

Abbildung 3: Nutzung des KdB als Bezugsquelle am Beispiel exemplarischer Produkte bzw. Pro-

duktgruppen 

 

 

                                                             
13

 Dabei sind gemischte Bedarfsdeckungen (mit und ohne KdB) nicht gesondert erfasst. Sie sind vollständig dem 

KdB zugerechnet. 
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Die exemplarisch vertieft betrachteten Produkte bzw. Produktgruppen wurden mit erheblichen 

Preisunterschieden am Markt beschafft. Dabei lagen die Preise für Einzelbeschaffungen überwie-

gend über den Preisen, die in Rahmenvereinbarungen der Ressorts oder des KdB erzielt wurden. Es 

kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass die beschafften Produkte zum Teil preisrelevante 

Unterschiede im Hinblick auf Spezifikationen, Zusatzleistungen, Gebindegrößen o. ä. aufweisen. 

Insofern müssen Preisvergleiche immer entsprechend vorsichtig betrachtet werden. Die Annahme 

einer besonders kostengünstigen Beschaffung über das KdB findet sich durch die Befragungsergeb-

nisse insgesamt bestätigt.  

 

4.4. Untersuchungsergebnisse der Befragung der Bundesministerien 

Eine ergänzende Befragung der 16 Bundesministerinen hat ergeben, dass 13 von ihnen für Ihren 

Geschäftsbereich Vorgaben zur Beschaffung erlassen haben, darunter elf Ressorts zur Nutzung des 

KdB, acht zur zentralen Beschaffung und vier zur Bündelung von Bedarfen. Strukturelle Verbesse-

rungsmöglichkeiten für die ressortübergreifende Zusammenarbeit äußerten die Ministerien vor 

allem in folgenden Bereichen: 

1) Die Kommunikation und Abstimmung zwischen Beschaffern und Bedarfsträgern, etwa zu 

Produktanforderungen und Verfügbarkeit, sollte verbessert werden. Angeregt wurde z. B. 

die Etablierung eines Arbeitskreises mit drei bis vier Treffen pro Jahr, die Einrichtung von 

produktgruppenspezifischen Nutzer-Experten-Zirkeln zur Begleitung und Beratung der Be-

schaffungsprozesse, die Benennung von stärker differenzierten Ansprechpartnern (Exper-

ten), jeweils für bestimmte Produktgruppen und Produktstandards und die Einbindung von 

Nutzern in den Vergabeprozess, z. B. bei Produkttests. 

2) Die Digitalisierung der Prozesse (z. B. e-Vergabe, BET, Harmonisierung der IT-Systeme, Aus-

bau des KdB zu umfassenderer Bestellplattform u.a. auch für Ressort-Rahmenverein-

barungen) und Verbesserung der Anwenderfreundlichkeit (z. B. Suchfunktion, Bedarfserhe-

bung, mehr Rahmenvereinbarungen mit elektronischen Katalogdaten hinterlegen) sollte 

weiter vorangetrieben werden. 

3) Der Zugang zu Rahmenvereinbarungen ohne vorherige Bedarfsanmeldung sollte verein-

facht werden, soweit es sich nicht um ressortspezifische Rahmenvereinbarungen handelt. 

 

4.5. Untersuchungsergebnisse im Hinblick auf das Kaufhaus des Bundes  

Die KdB-Geschäftsstelle und die Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB haben im 

Rahmen der Spending Review eine detaillierte Analyse der KdB-Aktivitäten in 2016 vorgenommen 

(s. Tabelle 2). Ende 2016 verfügte das KdB über 454 Rahmenvereinbarungen, davon waren rund 300 

Rahmenvereinbarungen mit Katalogdaten unterlegt. In 29 Produktkategorien bot das KdB mehr als 

100.000 Produkte an. 
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Tabelle 2: Zentrale Beschaffungsstellen des Bundes im KdB im Überblick  

Zentrale Beschaffungsstellen des Bundes im KdB  KdB-Umsatz 
2016 in Mio. 

EUR 

KdB-Rahmen-
vereinbarungen 
per 31.12.20161 

Beschaffungsamt des Bundesministeriums des Innern (BeschA) 

beschafft Informationstechnik, Kommunikationstechnik und Dienst-

leistungen 

240,5 215 

Generalzolldirektion (GZD), Referat DI.B.3 

beschafft Kraftfahrzeuge, Büromaschinen und Büroverbrauchsmate-

rial, Möbel, Unterhaltungselektronik, Arbeitssicherheitsausstattung 

163,1 202 

Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung (BAM), Referat 
Z.5, Beschaffung, Materialwirtschaft 

beschafft Labormaterialien, Hygieneartikel, Reinigungsmittel 

56,9 22 

Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der 
Bundeswehr (BAAINBw) 

beschafft Werkzeuge, Werkstattausstattung, Kraft- und Schmierstoffe, 

Licht- und Stromversorgungstechnik 

5,8 15 

Summe 466,2 454 
1 Nur Rahmenvereinbarungen, aus denen in 2016 von mindestens zwei Bedarfsträgern elektronische Abrufe 
erfolgt sind. 

 

Bisher werden im Kern lediglich die elektronisch über das KdB-Portal realisierten Umsätze (2016: 

218,2 Mio. €) zentral erfasst und in den jährlichen Tätigkeitsberichten des BeschA abgebildet. Inso-

fern existierte kein umfassender Überblick über das Gesamtabrufvolumen, da die Abrufe zum Teil 

nicht auf elektronischem Wege erfolgen. Konfigurierbare Produkte (z.B. Kraftfahrzeuge, Reini-

gungs-, Beratungs- und Agenturleistungen) können aufgrund der Komplexität der Katalogstruktu-

ren nicht immer elektronisch abgebildet werden. Außerdem wird die Möglichkeit elektronischer 

Abrufe vielfach nicht genutzt, da in der Regel Abrufe auch auf konventionellem Weg direkt beim 

Lieferanten (schriftlich, per Email oder Telefon) möglich sind und diese Möglichkeit von den Nut-

zern oft in Anspruch genommen wird. Die außerhalb der Bestellplattform realisierten Umsätze 

werden bisher nur dezentral, d.h. von den Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB im 

Rahmen ihrer jeweiligen Produktgruppenzuständigkeiten, über ein sogenanntes Lieferantenreport-

ing nachgehalten. 

Die im Rahmen der Spending Review vorgenommene Auswertung (s. Abbildung 4) hat ergeben, dass 

die bisher nicht erfassten sonstigen Abrufwege sogar überwiegend genutzt werden (2016: 248,0 Mio. 

Euro). Im Ergebnis hat die Arbeitsgruppe festgestellt, dass die gesamten KdB-Umsätze in 2016 mit 

466,2 Mio. € gut doppelt so hoch waren wie bisher angenommen.  
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Abbildung 4: Umsätze im KdB 2016 

 
* Es handelt sich um ressorteigene Rahmenvereinbarungen ohne Abrufmöglichkeit für andere Behörden. Lediglich der 
elektronische Workflow des KdB wird genutzt. Davon elektronische Abrufe: 13,3 Mio. Euro, sonstige Abrufe: 32,5 Mio. 
Euro. 

 

Im Rahmen der Diskussion dieser Abfrageergebnisse wurden von der Arbeitsgruppe einige Fragen 

herausgearbeitet, die von den Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB in Zukunft wei-

terverfolgt werden sollten: 

o Wie kann der Anteil elektronischer Abrufe erhöht werden? 

o Wie kann ein kontinuierlicher Überblick über die insgesamt realisierten Abru-

fe/Umsätze der einzelnen Rahmenvereinbarungen sichergestellt werden? 

o Können Rahmenvereinbarungen einzelner Ressorts über die KdB-Plattform technisch 

abgebildet und materiell auch anderen Ressorts zugänglich gemacht werden? 

o Wann ist eine Rahmenvereinbarung als aktiv anzusehen und in die Berichterstattung 

aufzunehmen? 

o Wie kann das für das KdB potenziell relevante Beschaffungsvolumen des Bundes regel-

mäßig quantifiziert werden? 

o Wie kann der Anteil des KdB an diesem Beschaffungsvolumen gesteigert werden? 
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5. Erkenntnisse aus dem Arbeitsprozess der Arbeitsgruppe  

Die Arbeitsgruppe hat durch ihre Arbeit einen tiefen Einblick in die Praxis der Beschaffung standar-

disierter Massengüter und bündelungsfähiger Leistungen gewonnen, insbesondere: 

Prozesse zur Beschaffung standardisierter Massengüter und bündelungsfähiger Leistungen sollen so 

organisiert sein, dass Beschaffungen  

o wirtschaftlich, 

o in Kenntnis der Nutzeranforderungen, 

o in Kenntnis des Marktes, 

o schnell und einfach, 

o verlässlich sowie 

o regelkonform und rechtssicher  

erfolgen. 

Erst wenn diese Kernqualitäten von Beschaffungsprozessen erreicht werden, können auch soge-

nannte „strategische“ Ziele (z. B. Innovation, Nachhaltigkeit, Mittelstandförderung) in sinnvoller 

Weise mit berücksichtigt werden. Die Erfüllung aller dieser Anforderungen, die teilweise im Span-

nungsverhältnis zueinander stehen, ist eine anspruchsvolle Aufgabe. Sie erfordert bei den damit 

befassten Beschäftigten ein Maß an Erfahrung und Expertise, das nur durch Spezialisierung und 

Professionalisierung erreichbar ist. Daher ist die Arbeitsgruppe zu dem Schluss gekommen, dass ein 

höheres Maß an Zentralisierung bei der Durchführung von Beschaffungsvorgängen insbesondere 

aber nicht nur im Bereich der standardisierten Massengüter und bündelungsfähigen Leistungen in 

der Regel sinnvoll ist. Soweit die im KdB angebotenen Produkte die Bedarfe nicht decken, können 

Einzelbeschaffungen durchgeführt werden.  

 

Die Bundesministerien haben eine zentrale Rolle bei der Etablierung von Beschaffungsprozessen, 

denn sie regeln grundsätzlich die Organisation der Prozesse in ihren Häusern in eigener Zuständig-

keit. Die Befragung hat gezeigt, dass die Organisationswirklichkeit des Beschaffungswesens sehr 

heterogen ist.  

Einzelne Ministerien haben Beschaffungen in ihrem Ressortbereich grundsätzlich zentralisiert. 

Hierzu zählen das BMF, das BMI und das BMVg. Sie haben jeweils in ihren nachgeordneten Bereich 

ressorteigene zentrale Vergabestellen eingerichtet, die zudem auch Dienstleister im KdB sind 

(Zentrale Beschaffungsstellen des Bundes im KdB).  

Eine überzeugende Struktur mit einer ressorteigenen zentralen Vergabestelle hat auch das BMEL 

geschaffen. Hier beschafft die Zentrale Vergabestelle (ZV-BMEL) in der BLE alle benötigten Produk-

te ab einem Volumen von 25 Tsd. Euro für den gesamten Ressortbereich des BMEL und darüber 

hinaus – gegen Entgelt – auch für weitere Behörden, die dies wünschen (z. B. Bundespräsidialamt. 

Bundeskanzleramt, Stiftung Wissenschaft und Politik, Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-

rung). Ferner berät die ZV-BMEL auch in Vergabefragen unterhalb von 25 Tsd. Euro und bündelt die 

Ressortbedarfe gegenüber dem KdB oder für eigene Rahmenvereinbarungen.  
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Im Vergleich zu den bisher genannten Modellen haben andere Ministerien die Beschaffung so orga-

nisiert, dass die zum Geschäftsbereich gehörenden Behörden jeweils nur für sich zentral beschaffen 

(behördeneigene zentrale Vergabestellen). In diesen Modellen werden in der Regel keine ressort-

weiten Rahmenvereinbarungen geschlossen.  

Viele andere Ministerien haben demgegenüber noch weniger intensive Vorgaben für ein zentrali-

siertes Beschaffungswesen, z. T. wurde auch im Rahmen der Ressortbefragung nicht angegeben, ob 

zentrale Vorgaben existieren oder was ggf. ihre Inhalte sind. Die Forderung des BRH, Beschaffungen 

zumindest in den jeweiligen Einrichtungen zu zentralisieren, ist in unterschiedlicher Intensität um-

gesetzt. 

Im Ergebnis nutzen die Behörden des Bundes14 eine sehr vielfältige, jeweils individuell historisch 

gewachsene Organisationsstruktur für die Beschaffung von standardisierten Massengütern und 

bündelungsfähigen Leistungen. Die Bedarfsdeckung erfolgt überwiegend ungebündelt, auch bei 

standardisierten Massengütern und bündelungsfähigen Leistungen. Zum Teil fehlt in einigen Be-

hörden ein zentraler Überblick über die entsprechenden Bedarfe ebenso wie eine zentrale Verant-

wortlichkeit für die diesbezüglichen Prozesse. 

Das KdB hat sich erfolgreich etabliert und die Struktur mit einer Geschäftsstelle und den vier Zent-

ralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB als „Lead Buyer“ für jeweils spezifische Produkte 

bzw. Produktgruppen hat sich grundsätzlich bewährt. Die erfolgreich implementierten bzw. geplan-

ten IT-Lösungen (Workflows, Online-Abrufe) zielen darauf ab, zu einer erheblichen Erleichterung 

und Standardisierung von Beschaffungsprozessen beizutragen. Sie sollen fortgeführt und weiter 

entwickelt werden. Die Abrufe aus Rahmenvereinbarungen des KdB stiegen in den letzten Jahren 

kontinuierlich an,15 besitzen aber noch immer erhebliche Ausbaupotenziale. Die Befragungsergeb-

nisse zeigen, dass die bestehenden Rahmenvereinbarungen und Leistungen des KdB nicht bei allen 

Bedarfsträgern bekannt sind (z. B. IT-Funktionalitäten für ressorteigene Rahmenvereinbarungen). 

Die Zusammenarbeit zwischen den beschaffenden Behörden und den Zentralen Beschaffungsstel-

len des Bundes im KdB bzw. dem KdB wurde durch neue technische Lösungen (z. B. Bedarfserhe-

bungstool/BET, e-Vergabe, Harmonisierung der IT-Systeme) und eine verbesserte Anwender-

freundlichkeit deutlich erleichtert. Gleichzeitig sehen aber sowohl das KdB als auch die Nutzerseite 

Verbesserungspotenziale insbesondere bei der Kommunikation mit den Bedarfsträgern. Gewünscht 

werden u. a. ein regelmäßiger Austausch zwischen Dienstleistern und Nutzern, Etablierung von 

wechselseitigen strukturierten und standardisierten Feedback-Möglichkeiten, klare Ansprechpart-

ner und Verantwortlichkeiten, eine intensivere Einbindung von Nutzern in die Spezifikation von 

Produktanforderungen bei Ausschreibungen sowie bessere Steuerungsmaßnahmen bei Problemen 

mit Lieferanten. 

Gemessen an den stringenten und effizienten Beschaffungsorganisationen und -modellen, die die 

Arbeitsgruppe insbesondere durch die Vorträge der eingeladenen Gäste kennengelernt hat, befindet 

sich die Beschaffungsorganisation des Bundes insgesamt in einem Zwischenstadium, das geprägt ist 

von 

                                                             
14 Einschließlich der Ministerien. 
15 Diese Aussage bezieht sich auf elektronische Abrufe, die nur rd. 50% des Abrufvolumens ausmachen. Für das 
gesamte Abrufvolumen existiert keine Zeitreihe.  
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• einem erfolgreich implementierten KdB, das aber seine Potentiale als Beschaffer standardi-

sierter Massengüter und bündelungsfähiger Leistungen noch nicht voll ausschöpfen konnte, 

• einer Bedarfsträger- aber auch Bedarfsdeckerseite, auf der jeweils Schritte zur Zentralisie-

rung und Professionalisierung erfolgreich unternommen wurden und unterstützende Pro-

zesse (z.B. IT) zunehmend eingeführt werden, die aber noch von heterogenen Organisations-

strukturen und unterschiedlichen Umsetzungsständen bei der Einführung neuer Prozesse 

geprägt ist. 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass die Fortentwicklung der Beschaffung hin zu einer neu-

en Qualitätsstufe beide Prozessbeteiligten – die Beschaffer und die Bedarfsträger – im Fokus haben 

muss, weil ein optimiertes Zusammenarbeiten beider für den Erfolg entscheidend ist. 

 

 

6. Handlungsempfehlungen 

Die Arbeitsgruppe der Spending Review „Beschaffung standardisierter Massengüter“ hat erhebliche 

Potenziale zur stärkeren Bündelung von Bedarfen und zur weiteren Professionalisierung der Be-

schaffungsprozesse in der gesamten Bundesverwaltung identifiziert. Sie hat zugleich festgestellt, 

dass die gegenwärtigen Strukturen dazu führen, dass Bedarfsträger zentrale Beschaffungswege oft 

nicht nutzen, z.B. weil sie keinen Weg erkennen sicherzustellen, dass die zentral beschafften und 

angebotenen Produkte ihren Bedarfsanforderungen genügen. Andererseits sind zentrale Beschaffer 

auch darauf angewiesen, dass Bedarfsträger ihre Bedarfe angemessen definieren und an die zentra-

len Beschaffer kommunizieren. Einer verbesserten, stärker institutionalisierten und professionelle-

ren Kommunikation beider Seiten kommt also entscheidende Bedeutung zu. Vor diesem Hinter-

grund hat sich die Arbeitsgruppe auf folgende Handlungsempfehlungen verständigt: 

 

1) Die Leistungsfähigkeit des KdB soll, über die bereits laufenden Optimierungen z. B. im Be-

reich der IT-Prozesse hinaus, insbesondere mit Blick auf die Zusammenarbeit mit den Be-

darfsträgern fortentwickelt werden. Hierzu sollen u. a. folgende Maßnahmen ergriffen wer-

den: 

a. Das KdB und die Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB führen regel-

mäßige Bedarfsträgertreffen durch, um produktübergreifende Themen zu bespre-

chen (Muster ZV-BMEL). 

b. Die Produktgruppenverantwortlichen in den jeweils zuständigen Zentralen Be-

schaffungsstellen des Bundes im KdB sollen transparent gemacht werden und re-

gelmäßige Ansprechpartner für die Bedarfsträger sein. 

c. Der jeweilige Produktgruppenverantwortliche führt einen strukturierten Dialogpro-

zess mit den Bedarfsträgern, z.B. über einen Produktgruppenbeirat, dem mindestens 

die für die jeweilige Produktgruppe besonders relevanten bzw. interessierten Nach-

frager angehören. In diesem Rahmen erfolgt u.a. ein Austausch über die Ausgestal-

tung von Produktspezifikationen und Ausschreibungen von Rahmenvereinbarun-
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gen; dabei wird ein möglichst hoher Grad an Harmonisierung angestrebt. Dazu kön-

nen die Vertreter der Bedarfsträger ggf. auch in Teststellungen von Produkten ein-

bezogen werden. Bei der Spezifizierung von Produkten soll der Beirat grundsätzlich 

beteiligt werden. 16 

d. Der jeweilige Produktgruppenverantwortliche sammelt die Anforderungen und 

Rückmeldungen aus der Anwendungspraxis und stellt sicher, dass diese im Rahmen 

von c. ausgewertet und bei der Vergabe neuer Rahmenvereinbarungen entsprechend 

den Ergebnissen der Auswertung angemessen berücksichtigt werden. 

e. Die Erhöhung der Kundenzufriedenheit wird als strategisches und operatives Ziel 

gesetzt und regelmäßig überprüft. 

f. Die Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes im KdB stärken ihre Aufgabenwahr-

nehmung im Bereich der Marktbeobachtung. Dazu gehört u.a. die Prüfung, wie ggf. 

durch Konzeption und Strukturierung von Vergabeverfahren Aspekten der Mittel-

standsförderung und der Nachhaltigkeit Rechnung getragen werden kann. Vor allem 

aber umfasst dies die Beobachtung der Märkte u.a. in Hinblick auf Preisentwicklun-

gen, um umfassender die Verantwortung dafür übernehmen zu können, dass zentra-

le Beschaffungen im Rahmen des KdB wirtschaftlich sind und um auf etwaige Ent-

wicklungen rechtzeitig strategisch reagieren zu können.17 

g. Kommunikation und strategische Planung innerhalb der Zentralen Beschaffungs-

stellen des Bundes im KdB werden verbreitert. Regelmäßige Absprachen über die 

kontinuierliche Weiterentwicklung des KdB, Strategieplanungen und ein entspre-

chendes Umsetzungs-Monitoring, z. B. hinsichtlich der quantitativen Weiterent-

wicklung des Angebots bündelungsfähiger Güter in Zusammenarbeit mit den Be-

darfsträgern, sollen grundsätzlich auch auf Ebene der Leitungen der Behörden mit 

Zentralen Vergabestellen des Bundes im KdB erfolgen. 

 

2) Die Optimierung der Beschaffung kann nur gelingen, wenn auch auf Seiten der Bedarfsträ-

ger die Chancen zur Weiterentwicklung der Bedarfsträgerrolle genutzt werden (Stichwort: 

Auftraggeberschnittstelle/Bedarfsträgerkompetenz). Hierzu spricht die Arbeitsgruppe fol-

gende Empfehlungen aus: 

a. Im Rahmen der Weiterentwicklung der Beschaffungsstrukturen für standardisierte 

Massengüter und bündelungsfähige Leistungen muss sichergestellt werden, dass fol-

gende Aufgaben je Ressort zentral wahrgenommen werden können: 

                                                             
16 Für die Warengruppe IT ist bei der Einrichtung der ZIB bzgl. der Kommunikation mit den Bedarfsträgern 
folgendes vereinbart worden: Regelmäßig veranstaltet die ZIB mit den Bedarfsträgern sog. Planungskonferen-
zen in der die wesentlichen planbaren Bedarfe aller Bedarfsträger erfasst und strukturiert werden. Die Ergeb-
nisse dieser Planungskonferenzen fließen in die öffentlich zugängliche Rahmenvertragsroadmap ein, die die 
geplanten Ausschreibungen der ZIB enthält. Als zweites Instrument wurde der Kundenbeirat der ZIB etabliert. 
Dieser berät die ZIB und gibt Empfehlungen für die künftige Arbeit der ZIB. An den Planungskonferenzen und 
am Kundenbeirat nimmt i.d.R. der benannte Vertreter der ressort- oder behördeneigenen zentrale Vergabe-
stelle teil (s.o.). 
17 Im Bereich der IT-Beschaffungen übernimmt das Strategiereferat der ZIB die Marktbeobachtung für die 
Warengruppe IT. Durch diese organisatorische Trennung zwischen laufendem Vergabegeschäft und Marktbe-
obachtung wird der Einfluss der Wirtschaft auf laufende Ausschreibungen minimiert. 
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• Einrichtung eines zentralen Ansprechpartners im Ressort für das KdB sowie für 

die Bedarfsträger im Ressort (KdB-Ressortkoordinator), 

• Bündelung und Harmonisierung von Ressortbedarfen und –interessen und de-

ren Kommunikation, u. a. gegenüber dem KdB, 

• Information der Bedarfsträger im Ressort über zentrale Angebote und Entwick-

lungen, z. B. des KdB, 

• Überprüfung und Weiterentwicklung der Ressortvorgaben zur Bedarfsbünde-

lung und zur Nutzung zentraler Beschaffungswege (z. B. KdB, ressorteigene 

Rahmenvereinbarungen), 

• Teilnahme am jährlichen Treffen der Ressort-Koordinatoren. 

b. Auch um die unter a. genannten Aufgaben wahrnehmen zu können, wird den Bun-

desministerien empfohlen, im Rahmen ihrer Ressortverantwortung für ihren Ge-

schäftsbereich weitere Schritte einer Beschaffungszentralisierung zu prüfen: 

• Die Beschaffung sollte, wie auch vom BRH empfohlen (vgl. S. 6), organisatorisch 

in einer zentralen Vergabestelle der jeweiligen Einrichtung gebündelt werden.18 

Damit können nicht nur die Aufgaben im Rahmen eines optimierten KdB zur 

Beschaffung bündelungsfähiger Bedarfe besser erfüllt, sondern auch ressortindi-

viduelle Beschaffungen optimiert werden.  

• Modelle mit einer noch weitergehenden Zentralisierung lassen einen zusätzli-

chen Mehrwert erwarten: In diesem Zusammenhang stellen die in der Arbeits-

gruppe geprüften Modelle einer Zentralisierung von Beschaffungsprozessen für 

das gesamte Ressort (z.B. ZV-BMEL) grundsätzlich eine sinnvolle Organisati-

onsoption dar, die ernsthaft geprüft werden sollte. Kleinere Ressorts könnten die 

Nutzung einer ressortfremden Einrichtung prüfen (siehe ebenfalls Beispiel ZV-

BMEL).  

c. Exemplarisch könnte im Rahmen eines Modellprojektes der Transformationsprozess 

hin zu einer ressorteigenen zentralen Vergabestelle auch von Experten begleitet und 

als „good practice“ für alle Ressorts dokumentiert werden. Dabei könnten u. a. die 

Erfolgsfaktoren der insoweit schon bestehenden Einrichtungen (Zentrale Beschaf-

fungsstellen des Bundes im KdB, ZV-BMEL, u.a. Ressortmodelle) herausgearbeitet 

werden.  

d. Ressorts mit existierenden ressort- oder behördeneigenen zentralen Vergabestel-

len wird empfohlen, vor dem Hintergrund der Ziele der o. g. Weiterentwicklung und 

insbesondere der angestrebten Rollenverteilung die Leistungsfähigkeit ihrer Einrich-

tungen zu überprüfen und ggf. weiterzuentwickeln,19 u. a. in Hinblick auf den Um-

fang der erreichten ressort- bzw. behördeninternen Bündelung, z. B. bei der Einbe-

ziehung von Zuwendungsempfängern. 

 

                                                             
18 Zu Details der Empfehlung des BRH und den zu Grunde liegenden Zielsetzungen vgl. Querschnittsprüfung - 
Organisation der Beschaffung von infrastrukturellen Gütern und Dienstleistungen in der mittelbaren Bun-
desverwaltung (Prüfungsmitteilung vom 8. Juni 2009 – Gz.: VII 5 - 2008 – 0015). 
19 Das BMVg unternimmt gegenwärtig für seinen Geschäftsbereich eine solche Prüfung und untersucht Mög-
lichkeiten der alternativen Ausgestaltung seines Einkaufs. 
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3) Die unter 1) und 2) dargestellten Vorschläge sollen insbesondere dazu dienen, dass die im 

KdB angebotenen Produkte so weit wie möglich und sinnvoll den Anforderungen der Be-

darfsträger entsprechen. Erst wenn die dort beschriebenen Prozessqualitäten erreicht sind, 

können die möglichen Vorteile zentraler Beschaffung (v.a. günstigere Einkaufskonditionen, 

erhöhte Rechtssicherheit, weniger Verwaltungsaufwand und geringere Prozesskosten für 

Bedarfsträger, umfassendere strategische, Wirtschaftlichkeits- und Lebenszyklusbetrach-

tungen) voll zum Tragen kommen. Um diese Vorteile heben zu können ist auch ein erhöhtes 

Maß an Verbindlichkeit hinsichtlich der Nutzung des KdB notwendig und sinnvoll. Ein Nut-

zungsvorrang für KdB-Rahmenvereinbarungen würde die Beschaffer in den Ressorts vielfäl-

tig, u. a. von der erforderlichen Markt- und Preisbeobachtung bei standardisierten Massen-

gütern und bündelungsfähigen Leistungen, entlasten. Eine stärkere Nutzung des KdB würde 

auch Spielräume schaffen, insbesondere um die oben beschriebenen Aufgaben bei der Be-

darfsartikulation wahrzunehmen. Die beschriebene Zentralisierung wäre nicht nur für Be-

schaffungen über das KdB von Nutzen. Auch bei ressorteigenen Beschaffungen verspricht 

sie erhebliche Effizienzgewinne. Die wirtschaftliche Beschaffung wird sichergestellt. 

Es wird daher vorgeschlagen, mindestens einen Nutzungsvorrang für KdB-

Rahmenvereinbarungen schrittweise nach Produktgruppen – ggf. in Anlehnung an das ös-

terreichische Modell - einzuführen, sobald  

• für die jeweilige Produktgruppe die in diesen Handlungsempfehlungen unter Punkt 

1) beschriebenen Prozessqualitäten erreicht sind, 

• die in der jeweiligen Produktgruppe angebotenen Produkte so weit wie möglich und 

sinnvoll den Anforderungen der Bedarfsträger entsprechen und 

• eine Kabinettsbefassung erfolgt ist.  

Der Nutzungsvorrang beinhaltet: 

a. eine grundsätzliche Verpflichtung der Ressorts zur Deckung ihrer Bedarfe in der je-

weiligen Produktgruppe über die Rahmenvereinbarungen des KdB, 

b. eine Beteiligung an den Bedarfsabfragen des KdB und zur Meldung ihrer Bedarfe an 

das KdB; 

c. die Möglichkeit, Produktspezifikationen, die nicht im KdB angeboten werden, wie 

bisher eigenständig von den Ressorts zu beschaffen; 

d. die regelmäßige Information an das KdB über die erfolgten eigenständigen Beschaf-

fungen der Ressorts von Produkten aus Produktgruppen, für die ein Nutzungsvor-

rang beschlossen wurde, um etwaiges Bündelungspotenzial für Rahmenvereinba-

rungen des KdB identifizieren zu können (z. B. analog den ex-ante-Meldungen in der 

IT-Beschaffung20). 

e. Die Beschaffung von nicht standardisierten Produkten verbleibt in Ressortverant-

wortung. 

 

4) Neben den o.g. wesentlichen Organisationsvorschlägen hat die Arbeitsgruppe weitere Fort-

entwicklungen identifiziert, die in die laufende Arbeit des KdB und der Zentralen Beschaf-

fungsstellen des Bundes im KdB einfließen sollen. Es wird empfohlen, 

                                                             
20 Siehe Fn. 2. 
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a. den Austausch mit den Kunden zu intensivieren und über neue Entwicklungen, ge-

meinsame Prozesse bzw. Schnittstellen, die Einführung neuer IT-Verfahren, die 

Standardisierung von Vergabeunterlagen, Professionalisierung, Feedback-

Möglichkeiten zu informieren, 

b. die Möglichkeit von monatlichen Abrechnungen statt Einzelabrechnungen zu prü-

fen und ggfs. zu implementieren, 

c. die mit Beschaffungen beschäftigten Personen durch die umfassende Digitalisierung 

und Standardisierung der Beschaffungsprozesse weiter von Routinetätigkeiten zu 

entlasten, um so Zeit für Bedarfsermittlung, Bedarfsmanagement und Markterkun-

dung zu gewinnen, 

d. Möglichkeiten zur Erhöhung des Anteils elektronischer Abrufe aus den Rahmenver-

einbarungen des KdB zu prüfen und ggf. umzusetzen,  

e. einen regelmäßigen Überblick über die insgesamt realisierten Abrufe/Umsätze der 

einzelnen Rahmenvereinbarungen sowie des KdB insgesamt sicher zu stellen, 

f. die Möglichkeit von Abrufen aus Rahmenvereinbarungen ohne vorherige Bedarfs-

meldung einheitlich weiter zu entwickeln,  

g. die Professionalisierung der Zentralen Beschaffungs- und Vergabestellen, vor allem 

in den Ressorts, weiter voran zu treiben und dazu regelmäßige Fortbildungen für Be-

schaffer und Bedarfsträger im Vergaberecht, aber auch zur strategischen Vorberei-

tung und organisatorischen Durchführung von Vergabeverfahren anzubieten. 

 

 

7. Beschlussvorschlag 

Die Arbeitsgruppe „Beschaffung standardisierter Massengüter“ schlägt dem Lenkungsausschuss 

folgenden Beschluss vor: 

Der Lenkungsausschuss  

- nimmt den Abschlussbericht der Arbeitsgruppe zur Kenntnis, 

- stimmt den Handlungsempfehlungen zu, 

- beauftragt die Arbeitsgruppe, die Handlungsempfehlungen und die ihnen zugrundeliegen-

den Analyseergebnisse den in der Spending Review nicht beteiligten Ressorts eingehend 

vorzustellen und zu erläutern, 

- schlägt vor, das BMI zu beauftragen,  

o federführend eine Steuerungsgruppe einzusetzen, die die Umsetzung der Hand-

lungsempfehlungen – unter Einbezug aller Ressorts und unter Sicherstellung der 

Wirtschaftlichkeit- initiiert, begleitet und sicherstellt  

o für diesen Prozess eine Zeit- und Eckpunkteplanung zu erarbeiten und  

o das Kabinett zu einem geeigneten Zeitpunkt über den Prozess zu unterrichten. 
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Glossar 

 

Bedarfsbündelung Zusammenfassung von Bedarfen verschiedener Bedarfsträger zum 

Zwecke der Beschaffung. Die Bündelung von Bedarfen kann in 

einer Behörde, einem Ressort oder ressortübergreifend erfolgen.  

Behördeneigene zentrale 

Vergabestelle 

Vergabestelle, die zentral Vergaben bzw. Beschaffungen, ein-

schließlich Abrufe aus Rahmenvereinbarungen, für ihre gesamte 

Behörde (z.B. Ministerium, nachgeordnete Behörde) durchführt.  

Beschaffungen Einzelaufträge und Abrufe aus Rahmenvereinbarungen 

Einzelaufträge Vergaben, die für die Deckung des Bedarfs eines Bedarfsträgers 

außerhalb von Rahmenverträgen durchgeführt werden. 

Geschäftsbereich siehe Ressort 

Produkte Waren und Dienstleistungen 

Prozesskosten Kosten für Personal- und Verwaltungsaufwand, der mit Beschaf-

fungsprozessen verbunden ist. 

Rahmenvereinbarung  identisch mit Rahmenvertrag 

Rahmenvertrag identisch mit Rahmenvereinbarung 

Ressort identisch mit Geschäftsbereich, beinhaltet das Ministerium und 

den ihm nachgeordneten Bereich 

Ressorteigene zentrale 

Vergabestelle 

Vergabestelle, die zentral Vergaben bzw. Beschaffungen, ein-

schließlich Abrufe aus Rahmenvereinbarungen, für das gesamte 

Ressort (Ministerium und gesamter Geschäftsbereich) durchführt. 

Strategische Beschaffung Beschaffung, die neben der reinen Bedarfsdeckung auf die Errei-

chung weiterer Ziele abstellt, z. B. Nachhaltigkeit, Mittelstandsför-

derung, Innovation. 

Zentrale Beschaffungsstel-

len des Bundes im KdB 

Beschaffungsstellen, die Rahmenvereinbarungen für das KdB ab-

schließen. Dazu gehören: Beschaffungsamt des BMI (BeschA), die 

Generalzolldirektion (GZD) - Referat DI.B.3, das Bundesamt für 

Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der Bundeswehr 

(BAAINBw) sowie die Bundesanstalt für Materialforschung und -

prüfung (BAM). 
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Anlage: Beschluss des Lenkungsausschusses zum Arbeitsauftrag 

der AG „Beschaffung standardisierter Massengüter“ (Beschluss v. 28.03.2017) 

Die Bundesregierung und ihre nachgeordneten Bereiche wenden erhebliche Mittel für die Beschaffung 

von Waren und Leistungen aller Art auf. Die Beschaffungswege und -strukturen sind dabei sehr vielfältig 

(z. B. Einzelbeschaffung, zentrale/dezentrale Beschaffung, Kaufhaus des Bundes, Rahmenvereinbarungen/ 

“Rahmenverträge“). Insofern erscheint ein kritischer Blick auf die gewachsene Beschaffungsinfrastruktur 

lohnenswert.  

Unter Ausklammerung von durch Besonderheiten geprägter Beschaffungsprozesse (Rüstung, Baumaß-

nahmen, Forschung, Gutachten, IT) sollte die Beschaffung standardisierter Massengüter und bündelungs-

fähiger Leistungen insbesondere unter Kosten-Nutzen-Aspekten näher untersucht werden. 

In einem ersten Schritt wird das Haushaltsvolumen abzuschätzen sein, das für die Beschaffung standardi-

sierter Massengüter und bündelungsfähiger Leistungen verausgabt wird. Dies soll möglichst differenziert 

erfolgen nach:  

• Geschäftsbereichen der einzelnen Ressorts, 

• Art der Einrichtungen (obersten Bundesbehörden, nachgeordnete Einrichtungen, mittelbare Bun-
desverwaltung und ggf. Zuwendungsempfänger des Bundes), 

• Beschaffungswegen (zentral, dezentral, Kaufhaus des Bundes, etc.) und 

• 8-12 bedeutenden Produktgruppen (z. B. Büromaterial, Möbel, Kfz, …). 

Im zweiten Schritt soll exemplarisch anhand von geeigneten Produkten u. a. vertieft untersucht werden: 

• Welche Beschaffungswege werden in welchem Umfang genutzt? (z. B. Einzelbeschaffung, zentrale 
Beschaffung, Kaufhaus des Bundes, usw.) 

• Was sind die Motive für die jeweilige Wahl des Beschaffungsweges? 

• Welche ressortspezifischen Vorgaben existieren hierzu, bspw. Richtlinien?  

• Innerhalb welcher Preisspanne erfolgen die Beschaffungen?  

• Wie groß ist der mit den Beschaffungsvorgängen verbundene zeitliche Aufwand? 

• Welche Vor- und Nachteile haben die unterschiedlichen Beschaffungswege? 

• Sofern sich bestimmte Beschaffungswege als besonders wirtschaftlich erweisen, welche Gründe 
existieren, die einer stärkeren Nutzung entgegenstehen? 

Auf Basis dieser Analyseergebnisse soll die Arbeitsgruppe in einem dritten Schritt konkrete Vorschläge zur 

Optimierung im Beschaffungswesen erarbeiten und Möglichkeiten identifizieren, wo unter Wahrung der 

Qualitätsanforderungen an die beschafften Güter und Leistungen Ansatzpunkte bestehen für  

• wirtschaftlichere Beschaffungen, 

• eine Reduzierung des Aufwands von Beschaffungsprozessen z. B. durch Kooperation, Bündelung 
der Nachfrage oder e-Beschaffung, 

• größere Rechtssicherheit der Beschaffungsprozesse, 

• Vereinfachung und Erhöhung der Benutzerfreundlichkeit kostengünstiger Beschaffungswege, et-
wa durch verbesserte Transparenz, Abbau von Informationsdefiziten, 

• die Entwicklung von Empfehlungen oder best practices. 

Die AG kann in Exkursen auch spezielle Aspekte von Beschaffungen (z. B. Beschaffung im Ausland, Inno-

vation, Nachhaltigkeitsaspekte, Nutzerkreis und Nutzungsintensität des Kaufhauses des Bundes) unter 

Kosten-Nutzen-Aspekten betrachten und Änderungsvorschläge dazu unterbreiten. 

Die AG zielt nicht auf die unmittelbare Generierung haushälterischer Wirkungen. Sie soll vielmehr Vor-

schläge entwickeln, wie Beschaffungsvorgänge vereinfacht bzw. effizienter gestaltet werden können und 

wie auf diesem Wege ggf. günstigere Einkaufspreise erzielt werden können. Die Arbeitsgruppe setzt primär 

auf das fachliche Know How von Beschaffungseinrichtungen des Bundes und beschaffenden Ressorts in-

nerhalb und außerhalb des Kaufhauses des Bundes. Gemäß den Grundsätzen für Spending Reviews soll 

vorhandenes Wissen genutzt werden und nicht zusätzliche umfangreiche Forschung und Untersuchungen 

veranlasst werden. Das schließt nicht aus, dass die AG – sofern im Einzelfall zweckmäßig – externen Sach-

verstand hinzuzieht. 


